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Teil 1

Einleitung und Problemstellung





§ 1. Die Realisierung grenzüberschreitender 
Verbraucherforderungen

Die Realisierung grenzüberschreitender Ansprüche beschäftigt die Rechtswis-
senschaft seit geraumer Zeit. Der ursprünglich national geführte Diskurs fand 
mit der Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft am 25. März 
1957 durch die Römischen Verträge eine europäische Dimension. Bereits im 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft war in Art. 2 als Ziel 
die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes vorgesehen.1 Dieses Ziel sollte zu-
nächst mit dem Abbau materieller Schranken, wie der Aufhebung der Waren- 
und der Abschaffung der Personenkontrollen an den Binnengrenzen, sowie 
der Beseitigung technischer Schranken, wie der Angleichung von handels-
hemmenden nationalen Vorschriften oder der Aufhebung von Beschränkungen 
im Kapitalverkehr und im Dienstleistungsmarkt, angestrebt werden.2 Nach der 
Erreichung eines Großteils dieser Ziele richtete sich 1993 der Blickwinkel auf 
den zusammenwachsenden europäischen Raum.3 Zwar wurden die Fortschritte 
bei der Verwirklichung des gemeinsamen Marktes positiv hervorgehoben, 
dennoch sei eine Vollendung bisher nicht eingetreten. Daher sei die weitere 
Entwicklung des Marktes eine wichtige Aufgabe, welche weiterhin verfolgt 
werden müsse.

Im Jahr 1997 wurden im Rahmen dieser Fortentwicklung beim Amsterdamer 
Gipfel vier strategische Ziele definiert, welche neben der besseren Inkraftset-
zung des Binnenmarktrechts und der Verhinderung von Verzerrungen im Markt-
gefüge auch den Abbau sektorspezifischer Schranken sowie die Schaffung 
einer größeren Bürgernähe umfassten. Eine weitere Strategie der Europäischen 
Kommission hebt dann im Jahr 1999 neben der Verbesserung der Lebensqualität 
der Bürger besonders die Effizienzsteigerung der Güter- und Kapitalmärkte, die 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Wirtschaft und die bessere Nut-
zung der sich aus dem Binnenmarkt ergebenden Möglichkeiten in einer Welt des 

1  Einen Überblick über die Anfänge des Europäischen Integrationsprozesses gibt von der 
Groeben, Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft, S. 23–57.

2  Bergmann, in: Bergmann, Handlexikon der Europäischen Union, Binnenmarkt, II. Das 
Binnenmarkt-Programm beschreibt eingehend die im Einzelnen verfolgten Zielsetzungen.

3  Schröder, in: Streinz, EUV/AEUV, Art. 26 AEUV Rn. 39 bezeichnet daher das Jahr 1993 
als den Startpunkt des europäischen Binnenmarkts.


